
Während in Berlin die 
deutsche Nation abge-
feiert wurde, demon-
strierten in Büren 
über 1.500 Men-

schen gegen den dor-
tigen Abschiebeknast. 

Is wieder mal Krieg

Kabul/Belgrad: US-Flugzeug abgeschos-
sen, Washington dementiert. Washing-
ton: Rumsfeld bestätigt chirurgische 

Präzision. Berlin: 100.000 Kollateral-Opfer 
für den Frieden. Bush: Angriff gegen die Zivi-
lisation.

Auch und gerade am Stammtisch gilt es Maß zu 
halten, wenn militärische Operationen einge-
leitet werden. Die äußerste Skepsis, die gegen-
über der Propagandamaschinerie angesagt ist, 
sollte dabei weniger den eintrudelnden Infor-
mationen als vielmehr den InformantInnen 
entgegengebracht werden.

Wer informiert wen, warum und wann 
mit welcher und über welche Lüge?

Gerade wenn ein Krieg von seiner propagan-
distischen Vorbereitung in die versprochene 
heiße Phase überführt wird, beginnt die eigent-

Politik
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Eigentlich gibt es bereits 
eine europäische Stu-
divertretung. Die ist 
aber nicht im Internet 
gewählt. Deshalb will 
die Initiative EU-stu-

dentvote einspringen. 

Hochschule
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Neu erschienen: 
Ideologiekritische 
Studie über Genese  
und Sein des Anti-
semitismus und 
deutsche Arbeit.
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Eigentlich genießt die Pressestelle 
der Ruhr-Uni einen guten Ruf, sie 
gehört zu den professionelleren 

im Hochschulland. Diesen Ruf versucht 
nun der Chef der Pressestelle, Dr. Josef 
König, selbst zu ruinieren. In der Okto-
ber-Ausgabe der RUBENS polemisiert 
er gegen den AStA und die studenti-
sche Fraktion im Senat - doch dabei 
hat er nicht nur zu wenig recherchiert, 
sondern zeigt auch, wie schlechte Kri-
sen-PR aussieht.

Pressestellen haben natürlich nicht die 
Funktion, möglichst neutral über Vor-
gänge zu berichten: Ihr Job ist Public 
Relations, also ein möglichst tolles Bild 
in der Öffentlichkeit zu vermitteln. Da 
das Rektorat die Ruhr-Universität immer 
wieder gerne als reformfreudige Univer-
sität verkaufen will, hilft die Pressestelle 
natürlich mit der entsprechenden Arbeit. 
Hier wird jenes Reformprojekt hochge-
lobt, dort ein revolutionärer Studiaus-
weis, die Presse schreibt schön ab und 
alle sind froh und glücklich. Soweit die 
Wunschwelt der PR – doch hier und 
da gibt es ein paar NörglerInnen, die 
dieses glamouröse Bild der Reform-Uni 
verschandeln wollen – mit berechtigter 

Kritik an den Reformprojekten. Kein Problem 
für gewitzte PR-StrategInnen, denn dafür gibt 
es Krisen-PR, die jede Kritik zurückweist. 

schlechte Rhetorik

Doch hier beginnen die Probleme: Die Pres-
sestelle beherrscht keine Krisen-PR, um die 
Spannungskurve der kritischen Situation abzu-
bauen. Statt die üblichen Wege zu gehen und 
vielleicht mal den einen oder anderen kleinen 
Fehler zuzugeben, den ‚Gegner‘ zu umarmen 
oder andere Themen in die Öffentlichkeit zu 
bringen, beschimpft König den AStA, die stu-
dentische Fraktion im Senat und auch die bsz. 

Der Artikel in der RUBENS vom 1. Oktober 
beginnt folgendermaßen: die Kampagne des 
AStA ziele „unter die Gürtellinie“, von „diffa-
mierenden Äußerungen“ und „gezielter Desin-
formation“ ist die Rede. Doch wo diffamiert 
wird und was gezielte Desinformation ist, dar-
über schweigt der Pressestellen-Leiter. Gut, der 
AStA hatte in einer Pressemitteilung „kom-
plettes“ Chaos befürchtet; dazu ist es nicht 
gekommen, dank dem immensen Einsatz 
der StudienberaterInnen und der Beratung 
durch AStA und Fachschaften, aber chaotisch 
war es dennoch. So war am Anfang nicht 
klar, welche Fächer eigentlich gestuft studiert 
werden können, denn trotz Antrag hatten 

Uni-Pressesprecher ist sauer

liche Desinformations-Kam-
pagne. Spätestens nach der 
Zerbombung Serbiens dürfte 
klar sein, dass in den ersten 
Tagen solcher von Generalstä-
ben und PR-Agenturen vor-
bereiteten Kriege überhaupt 
keine gesicherten Informatio-
nen erheischbar sind. Um 
sich einen groben Überblick 
zu verschaffen, bleibt also 
nur das Auffi nden offen-
sichtlicher Widersprüche in 
der Darlegung der sogenann-
ten „Kriegsberichte“ von Kor-
respondentInnen „vor Ort“ 
(die Typen mit den Tele-
promptern, welche von den 
Heimat-Redaktionen upgeda-
tet werden) sowie die Kunst, 
die zahllosen „ExpertInnen“ 
gefl issentlich zu ignorieren. 
Allein, seitens „beteiligter“ 
Regierungen wird gerade 
deren experimentellem Inter-
pretieren verdächtig viel 
Beachtung geschenkt.

Wie sehen nun diese 
Widersprüche einer unsauber 
abgestimmten Propaganda-
kampagne aus? „Der Irak ist 
kein aktuelles Ziel“ amerika-
nischer Angriffe, sagt Kampf-
Chef Powell, „auch nicht 
... um alte Rechnungen zu 
begleichen“. Man möchte 
wissen, wie die Frage lautete, 
die er damit abblockte. Nach 
allem, was man mir bislang 
via TV darlegen wollte, befi n-
det sich Bin Laden nicht im 
Irak. Ginge es dagegen tat-

sächlich um „alte Rechnungen“, 
geht die Frage retour, ob ein 
Zusammenhang zwischen „Hitler“ 
Saddam und Bin Ladens „Netz-
werk des Terrors“ besteht, außer 
dass beide auf höchst verräterische 
Weise Hakennasen im Gesicht zu 
tragen wagen.

A propos Hitler: Saddam Hus-
sein war einer, Milosevic war auch 
einer, aber Bin Laden nicht? Kann 
doch gar nicht sein, dass dieser 

„Völkermörder“ [O-Ton: George 
Bush jr. am Tag des Angriffes auf 
das WTC] nicht jene zweifelhafte 
Adelung erhält. Vielleicht haben 
wir es hier mit einer gesteigerten 
Variante des falschen Vergleichs zu 
tun: Ab jetzt werden „die Bösen“ 
nicht mehr auf Hitlers Stufe gestellt, 
vielmehr wird Hitler dem Anti-
christen Bin Laden standhalten 
müssen. Besser werden solche 
Plattheiten damit nicht, aber 
wetten würd‘ ich schon drauf, dass 
sattsam bekannte rechte Kultur-
revolutionäre diese Schiene des 
praktischen Geschichtsrevisionis-
mus resp. -revanchismus auftun. 
Darauf ein kräftiges „Prost, Prost, 
meine Herr’n!“

Gong auf den Turban

Ok, ok! Diese Taliban brauchen 
wirklich ’nen Gong auf den Turban; 
aber welcher Krieg wurde je so prä-
zise durchgezogen, dass die Bevöl-
kerung unbeschadet blieb? Die 
Führung mit und unter den Nazis 
- sei es die wirtschaftliche, militä-
rische oder politische - kam mit 
wenigen Kratzern davon, an dieser 
Stelle unbenommen der Frage, ob 
nur die „Führung“ für Shoa und 
Krieg verantwortlich war. Husseins 
Clique überstand die Operation 
„Wüstensturm“ auch recht locker, 

wenn man vom psychischen 
Schaden absieht, der sich 
bei solchen Säcken ange-
sichts einer Million ziviler 
Opfer einstellen könnte. 
Wenn dann der afghanische 
Vize-Außenminister nach der 
ersten Angriffsnacht sagt: 

„Ätsch, nicht getroffen, wir 
leben noch“, neige ich demü-
tigst den Kopf vor Gott oder 
Allah, und seinen Majestä-
ten Bush, Blair, Chirac und 
vielleicht auch dem Schrö-
der und erbitte untertänigst 
Antwort auf die dumm-
dreisten Fragen: „Wer ist 
denn stattdessen gestorben?“ 
Und außerdem stellvertre-
tend für‘s deutsche Gemüt: 
„Wieviel Steuern verschlingt 
das?“ Und für meine eigene 
missratene Seele: „Ist Nicht-
rauchen wirklich wehrkraft-
zersetzend?“

niemand, nichts, nein

Die Antworten der 
Erlauchten wären ebenso 
falsch wie auch richtig und 
lauteten in dieser Reihen-
folge: 1. Niemand, 2. nichts, 
3. nein.
Ich ergänze aus Erfahrung 
die hypothetischen Antwor-
ten:

Erstens: Nach heutigem 
Erkenntnisstand ist „nie-
mand“ kollateriert worden.

Zweitens: Nach Abstim-
mung des Bundestages wird 
im Bundeshaushalt „nichts“ 
von den zu erhöhenden Steu-
ern direkt in den „Verteidi-
gungs“-Etat fl ießen.

Drittens: „Nein“, ergibt 
sich zwin gend aus Zweitens.

Terror für die Zivilisation

Gekränkter König
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Anzeige

es die Fächer 
Musik wissen schaft, Archäo-
logie und Frühgeschichte 
nicht ins neue Bachelorsy-
stem geschafft, andere Fächer, 
wie Politik Japans wurden 
einfach vom Unisekretariat 
unterschlagen: obwohl es sie 
gab, wurde den Erstis die 
Information gegeben, es gäbe 
dieses Fach nicht. Und das 
ist, ohne diffamierend oder 
desinformierend zu sein, ein-
fach Chaos. 

Doch es ging noch weiter: 
Der AStA hatte immer darauf 
aufmerksam gemacht, dass 
für die neuen Studiengänge 
keine gültige Prüfungsord-
nung vorliegt. Das sei Usus, 
berichtete König: Dies werde 
vom Ministerium toleriert. 
Gegen geltendes Recht zu 
verstoßen wird allerdings 
keinen Deut besser, nur weil 
es ein Ministerium toleriert. 
Für die Rechtssprechung ist 

Rezension
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Poldi indoktriniert
„Ich wünsche mir Galactica, vom fernen Stern 
Andromeda … den politischen Dienstag.“ Und  
da vom AStA jeder galaktische Wunsch wie ein 
Befehl erhört wird, gibt es in diesem Semester 
jeden Dienstag eine politische Veranstaltung im 
Kulturcafé. Die verschiedenen inhaltlichen Refe-
rate haben einige Informations- und Diskussi-
onsrunden organisiert, zu denen alle herzlichst 
eingeladen sind. Den Anfang wird die Vorführung 
eines Filmes einer Gruppe aus Wuppertal bilden, 
der während des letzten Castortransportes nach 
Gorleben gedreht wurde. Er beleuchtet die Vor-
komnisse während dieses Transportes ein wenig 
genauer als dies die bürgerliche Presse getan hat. 
Anschließend wird noch die Möglichkeit beste-
hen, mit den MacherInnen des Filmes zu diskutie-
ren. Alle Veranstaltungen werden um 20.00 Uhr 
beginnen. Näheres zu den einzelnen Veranstaltun-
gen könnt Ihr auch wöchentlich den höchst infor-
mativen Terminankündigungen auf Seite drei der 
BSZ entnehmen.

Rasterfahndung an 
der RUB beginnt
Nach Angaben des Kanzler der Ruhr-Universität 
wurde die RUB am Montag von den Innenbehör-
den darüber informiert, dass die Uni noch in dieser 
Woche zur Herausgabe der Daten bestimmter aus-
ländischer Studis, wahrscheinlich männliche Studis 
technischer Fächer aus arabischen/“islamischen“ 
Ländern, aufgefordert wird. Im Rücken haben die 
StaatschschützerInnen dabei eine bereits letzte 
Woche getroffene richterliche Anordnung des 
Amtsgerichts Düsseldorf, in der die nordrhein-
westfälischen Unis zur Bereitstellung der Daten 
verpfl ichtet werden. Bereits am 1. Oktober hatte 
das NRW-Wissenschaftsministerium die Universitä-
ten und natürlich auch die RUB zur Unterstützung 
der Rasterfahndung aufgerufen.

Nach Angaben des RUB-Kanzlers Möller ist die 
RUB noch nicht darüber informiert, wonach die 
StaatsschützerInnen genau fragen werden. Von 
dem genauen Inhalt der richterlichen Anordnung 
ist nach seinen Angaben auch das weitere Vorge-
hen der RUB abhängig, so dass noch viele Fragen 
offen seien. So werde etwa darüber nachgedacht 
werden müssen, ob Rechtsmittel gegen die rich-
terliche Anordnung möglich und sinnvoll seien. 
Bezüglich der Möglichkeiten, gegen die Anord-
nung vorzugehen, zeigte Möller sich skeptisch, 
insbesondere da sie wohl alle keine aufschiebende 
Wirkung hätten. Die Herausgabe der Daten ist 
insofern wohl nicht mehr zu verhindern.

Zu der Frage, ob die betroffenen Studis 
wenigstens über ihre Erfassung informiert werden 
bemerkte Kanzler Möller er „vermute mal nicht“. 
Dies sei aber auch eine Frage der Anzahl, schließ-
lich sei es leichter 10 Studis zu informieren als 
1.000. Auschließen konnte er hingegen, daß die 
RUB die Religionszugehörigkeit der Studis über-
haupt gespeichert hat.

Unterdessen wächst der Widerstand der Stu-
dentInnenvertretungen gegen die Rasterfahn-
dungsmaßnahmen. Die StudentInnenschaft der 
Berliner Humboldt-Universität (HU) hat den Berli-
ner Polizeipräsidenten angezeigt und verlangt als 
Vertretung der erfassten StudentInnen Einsicht in 
die Akten der Behörden. Des weiteren fordert sie 
die Leitung der HU auf, endlich einen Senatsbe-
schluß umzusetzen, demzufolge die Betroffenen 
Studis von der Uni informiert werden sollen. Auch 
der AStA der Potsdamer Uni will sich weiter bei 
der Unileitung für die Information der erfassten 
Studis einsetzen. Besonders beunruhigt zeigte 
sich eine Sprecherin des Potsdamer AStA über 
eine Meldung des ORB, derzufolge auch Personen 
gerastert werden sollen, die den bei der ersten 
Rasterung erfassten ausländischen Studis naheste-
hen. Auf Nachfragen des AStA Potsdam wollte 
der ORB diese Meldung nicht bestätigen. In NRW 
erwägen die ASten der Universitäten Münster 
und Duisburg Klagen gegen die Herausgabe der 
Daten durch ihre Univeritäten. In Aachen erwägt 
die Fachschaft Philosophie inzwischen eine Klage 
gegen das dortige StudentInnenwerk, dessen 
Geschäftsführer sie vorwirft, die Daten arabischer 
Studis in vorauseilendem Gehorsam freigegeben 
zu haben.

Einer Resolution gegen die Rasterfahndung an 
den Universitäten haben sich inzwischen neben 
dem studentischen Dachverband fzs StudentIn-
nenvertretungen aus 20 deutschen Städten ange-
schlossen.

FSVK fi el aus
Die für diese Woche Montag vorgesehene 
Sitzung der FachschaftsvertreterInnenkonferenz 
(FSVK) wurde um eine Woche auf Montag, 
den 15.10 verschoben, um den Fachschafts-
vertreterInnen die Teilnahme an der zeitgleich 
stattfi ndenden Demo „gegen den Krieg“ zu 
ermöglichen. Einem Aushang zufolge gingen die 
anwesenden FachschaftsvertreterInnen geschlo-
sen zur Demo. Zuvor gratulierten sie dem FSVK-
Sprecher Dominik zum 28. Geburtstag.

Seit März diesen Jahres erhielten 
Einzelpersonen, Studiorganisatio-
nen, Ministerien (!) u.a. Infomails 

von einer Organisation namens EU-
studentvote. Dieser Name bezeichnet 
ein Projekt, welches im letzten Jahr 
von dubiosen, selbsternannten „think 
tanks“ wie Newropeans 2020, Promet-
heus-Europe, Europe 2020, dem im 
Bereich der Online-Wahlen weltweit füh-
renden Unternehmen election.com, und 
einigen französischen Wissenschaftle-
rInnen, mit massiver Unterstützung der 
EU ins Leben gerufen wurde. Weiterhin 
als GründerInnen genannt: die europä-
ischen StudentInnen. Schön zu wissen – 
doch was soll das Ganze?

Ziel soll die Wahl eines „europäischen 
Studierendenrates“ sein, gewählt im 
Internet und als vermittelnde Instanz 
zwischen EU-Institutionen und Stu-
dentInnen. Ein eigentlich überfl üssiges 
Unternehmen, denn einen solchen „Rat“ 
gibt es in etwa schon, wenn auch 
ungleich kritischer und politisch non-
konformer als die von Eu-studentvote 
vertretenen Positionen. Dies dürfte auch 
einer der Gründe sein, weshalb dessen 
Existenz schlichtweg ignoriert wird. Im 
Unterschied zu EU-studentvote vertritt 
Esib – der europaweite Zusammenschluss 
verfasster StudentInnenschaften in 
Europa, in welchem der deutsche Ver-
band fzs organisiert ist – auch Stu-
dentInnen aus nicht EU-Ländern. Der 
Ausschluss dieser StudentInnen wird mit 
der schlichten Bemerkung, das Projekt 
drehe sich um die Hochschulpolitik der 
EU, weshalb auch nur in der EU Stu-
dierende teilnehmen könnten, abgetan. 
Davon, dass nicht jeder Studi über einen 
Internetzugang verfügt, einmal ganz zu 
schweigen.

Die Gründe für das Projekt sind 
denn auch andere, einen Hehl macht 
man daraus nicht. Denn man sieht EUSV 
auch als eine technologische Demonstra-
tion und die Wahl als einen wichtigen 
Test auf dem Weg zu einer Kommerzia-
lisierung des europäischen Internets. So 

wird das Ganze nicht nur von der EU-Kommission 
im Hinblick auf zukünftige europäische Wahlen 
im Internet unterstützt, sondern neben election.com 
auch von Wirtschaftszeitungen, dem europäischen 
Rüstungskonzern EADS und anderen Unternehmen. 
Die politische Stoßrichtung wird deutlich, wenn 
man sich die politischen UnterstützerInnen betrach-
tet: Von Jaques Chirac über Tony Blair, bis hin zu 
Bundespräsident Johannes Rau und Bundeskanzler 
Gerhard Schröder reicht die Liste der Begeisterten, 
die von neuem Atem für die alternden Demokratien 
sprechen.

Mehr Demokratie?

Pathetisch preist sich EUSV als „die größte jemals 
durchgeführte europäische Aktion bürgerlicher Legi-
timität, die Methoden einer gemeinsam europä-
ischen Demokratie von morgen zu fi nden“, da 
Kandidatur und Wahl die einzige existierende bür-
gerliche Legitimität sei, um eine legitime Machtaus-
übung zu erreichen“. In der Praxis nimmt man 
es anscheinend nicht so genau. Einerseits kritisiert 
man die geringe Beteiligung bei den Wahlen zu 
den verfassten StudentInnenschaften in Europa (z.B. 
angebliche 7% in Frankreich), andererseits hofft 
man auf eine Million WählerInnen, denn dann, so 
die OrganisatorInnen, sei das Projekt erfolgreich 
legitimiert. Bei 25 Millionen StudentInnen in 
Europa heißt das 4% Wahlbeteiligung, wie 
originell. Genauso wenig originell wie 
das ganze Unterfangen, an den Studie-
renden und ihren Organisationen 
vorbei ein Gremium zu etablieren, 
das die EU-Hochschulpolitik bil-
ligt bzw. unkritisch mitträgt. Denn 
davon ist auszugehen, da nach 
Planung von EU-studentvote die 
Wahlen in Zukunft „den öffent-
lichen Institutionen (Kommission, 
Ministerien, Universitäten) sowie den 
StudentInnen (in dieser Reihenfolge!)“ 
übertragen werden sollen.

Beruhigen kann einen da ein Blick auf 
– wie könnte es bei einem solchen Projekt auch 
anders sein – die Website. Ursprünglich für den 
November diesen Jahres geplant, soll die Wahl nun 
erst im März 2002 stattfi nden. Offensichtlich haben 
die OrganisatorInnen diverse Probleme, so rühmt 
man sich zwar aufgrund der Anzahl der Webseiten-
besucherInnen eines enormen Interesses der Studen-

tInnen, Beiträge sind in den verschiedenen 
Rubriken und Foren aber eher Mangelware. 
Wenn überhaupt Texte vorliegen, so handelt 
es sich bei diesen um Informationen der Ver-
anstalterInnen selbst, zudem sind diese oft 
nur in französischer Sprache abgefasst. Und 
dies, obwohl bereits vor einem halben Jahr 
angekündigt worden war, die Seite stände in 
naher Zukunft in 14 europäischen Sprachen 
zur Verfügung. Die Wahl soll schon im Früh-
jahr stattfi nden, aber bisher existiert lediglich 
eine als Modell vorgestellte Liste. In einer 
Woche will man nun die ersten neun Vor-
listen online setzen. Deren politische Forde-
rungen werden vermutlich genauso spannend 
sein, wie EU-studentvotes Anfrage der Woche 
an ihre engagierten UnterstützerInnen. Ja, ist 
es nun wichtiger, die Anzahl europäischer und 
lokaler Stipendien zu erhöhen oder eine Har-
monisierung der Abschlüsse voranzutreiben? 
Nicht, dass eine Kritik der herrschenden Ver-
hältnisse nicht notwendig wäre – natürlich 
hat man dies auch bei EU-studentvote erkannt, 
sogar eine eigene Rubrik hat man eingerich-
tet für „Studenten, die die Geschichte verän-
derten“. Denn in „Ländern, in denen es kaum 
politische Parteien oder andere Gruppierun-
gen gibt und Politiker selbstverständlich über 

die Köpfe ihrer Bevölkerung hinweg 
Entscheidungen treffen, können 

Studenten eine wichtige demo-
kratische Rolle spielen.“ Aha. 

Dies sieht man in der EU 
offensichtlich nicht für 
gegeben. Merke: Studipro-
teste gegen politische Ver-
hältnisse sind angemessen, 
ja sogar unterstützenswert 
in ihrem Kampf für Frei-
heit und soziale Gerechtig-

keit, sogar der Sturz von 
Regierungen durch Studis ist 

zu bejubeln. Aber natürlich 
nicht überall, wo kämen wir denn 

sonst hin?  Legitime Orte waren bzw. 
sind Belgrad, Peking, Teheran, Lagos, Dja-

karta, Rangoon etc. lernen wir. Soso … da sind 
wir ja beruhigt.

jas

nun mal nicht das Wissen-
schaftsministerium zustän-
dig, sondern die Gerichte 
und ob diese einen offensicht-
lichen Rechtsbruch durch die 
Unileitung akzeptieren, ist 
(noch) offen. 

Recherche
 mangelhaft 

Doch nicht nur im Stil der 
Anfeindungen erweist sich 
Königs Elaborat als recht 
polemisch: Ungewöhnlich 
schlecht recherchiert sind 
die Hintergründe auch noch. 
Dass der AStA als politische 
Vertretung im Senat gegen 
die Einführung gestufter Stu-
diengänge gestimmt habe, ist 
sachlich falsch: Die studenti-
sche Senatsfraktion ist nicht 
der AStA, sondern wird extra 
gewählt und besteht aus akti-
ven FachschafterInnen, die 
in keiner Weise vom AStA 
bestimmt werden. Dann 
heißt es weiter, der AStA 
behaupte, dass das Nicht-
Vorhandensein von Prüfungs-
ordnungen gegen das HRG 
(Hochschulrahmengesetzt) 
verstoße. Auch das hat nie 
jemand behauptet, es ging 
immer um das Hochschulge-
setzt NRW, Paragraf 84, nur 
mal so zum Nachlesen. 

keinem wird geholfen

Mit dem stilistisch miesen 
und schlecht recherchierten 
Text hat der Pressesprecher 
niemandem einen Gefallen 
getan. Seit Jahren versucht 
die Ruhr-Universität die 
gestuften Studiengänge ein-
zuführen und von Anfang an 
betätigt sich die Pressestelle 
als behördlich organisierte 

Jubelstelle. Wer über Jahre hinweg die Probleme 
unter den Teppich kehrt, muss sich nicht wundern, 
wenn er eines Tages über die Wellen im Teppich stol-
pert.

nicht das erste Mal

Doch dieses Verhalten ist nicht neu. Auch bei der 
Auseinandersetzung um die Chipkarte erwies sich 
König als ausgesprochen schlechter Verlierer. Der 
AStA hatte im November 2000 die Landesbauftragte 
für den Datenschutz  angerufen, da die Unileitung 
den Chipkartenausweis zur Regel werden lassen 
wollte – ohne die Datenschutzbestimmungen zu 
beachten. Daraufhin veröffentlichte die Pressestelle 
eine Pressemitteilung, in der sie dem AStA schlech-
ten Stil und „mit falschen Behauptungen“ zu agie-
ren vorwarf. Doch die Datenschutzbeauftragte gab 

Wahlen, die keineN interessieren

EU-studentvote sucks

… fortgesetzt von Seite 1

Pressestelle
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dem AStA Recht, die Regelungen wurden überarbeitet 
und jetzt liegt eine der datenschutzfreundlichsten Rege-
lungen in den Schreibtischen der Univerwaltung, die nur 
noch verabschiedet werden muss. Schon damals zeigte 
sich also der Hang der Pressestelle, auf berechtigte Kritik 
überzureagieren und mit Kritik nicht konstruktiv umzuge-
hen, sondern diese zu diffamieren, andere bewusst zu des-
informieren und manchmal auch unter der Gürtellinie zu 
argumentieren. Und das ist Öffentlichkeitsarbeit von vor-
gestern, die nun so gar nicht zu der reformbereiten Uni-
versität passt. Und wenn Herr König zum Schluss noch 
die Demokratie beschwört und argumentiert, der AStA sei 
ja nur von 6% der Studierenden gewählt, dann ist das 
zwar richtig, aber eben ein Totschlagargument. Immer-
hin: Der Rektor wurde nur von 0,02 Prozent der Studie-
renden gewählt und Herr König sogar von 0,00 Prozent 
aller Studierenden. Demokratie, ick hör’ dir trapsen. 

Hans Ertel
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Mittwoch, 10. Oktober 

Herbstcastor

Informationsveranstaltung des Anti-Atom-
Plenums Bochum/Bergisches Land mit Aktiven 
der Bürgerinitiative Lüchow/Dannenberg

19.30 Uhr, Bahnhof Langendreer, Eingang: 
Kino-Café Endstation, Raum 6

Bochumer Friedensplenum

19.30 Uhr, Bahnhof Langendreer, Eingang: 
Kino-Café Endstation, Raum 4

Genua-Benefi z Konzert 1

Hiphopjam mit McSpontan und DJ Amir, Das 
Gesindel, Gingerprinz Crew, Widerstandard, 
Ekko (Royal Bunker). 20,- pro Tag oder 50,- für 
alle drei Tage, Infos unter: 0208-852454

Über 300.000 Menschen aus aller Welt demon-
strierten im Juli dieses Jahres in Genua gegen 
den G8-Gipfel. Ihr Protest gilt einer Politik, die 
das unmoralische Machtspiel der multinationa-
len Konzerne, die systematische Zerstörung von 
Sozialsystemen in aller Welt, die kapitalistische 
Vereinnahmung von kulturellen Räumen und 
ökologischen Raubbau an unserem Planeten 
stützt, statt entschieden zu reglementieren. In 
Übereinkunft mit den EU-Regierungen wurden 
die in der absoluten Mehrheit pazifi stischen 
Proteste in erschreckend brutaler Rigorosität 
niedergeschlagen. Es gab zahllose Verletzte, über 
250 fadenscheinige Verhaftungen und nicht 
zuletzt den ersten Anti-Globalisierungs-Toten. 
Mittlerweile sind die meisten der in Genua 
Inhaftierten aufgrund mangelnder Beweise 
wieder in Freiheit – mit den, in italienischen 
Gefängnissen, erlittenen seelischen und physi-
schen Qualen und vor allem den immensen 
Anwaltskosten (allein für die beiden Oberhau-
sener fällt eine fünfstellige Summe an) stehen 
sie weitestgehend alleine da. 

Druckluft, Oberhausen, 19h 

Donnerstag, 11. Oktober

Verbrechen Wirtschaft – moderner 
Kapitalismus als höchstes Stadium 
der organisierten Kriminalität
mit Conrad Schuler, ISW München

19.30 Uhr, Bahnhof Langendreer

Genua-Benefi z-Konzert 2

Phoebus, Barbara Morgenstern, Rother & 
Moebius, Die Sterne und Mouse on Mars,  Infos 
unter: 0208-2054024

Ebertbad, Oberhausen, 19h

Freitag, 12. Oktober

Genua-Benefi z Konzert 3
Alex Olik, Jim Wayne, Swingtett Sofa Planet, 
Tom Liwa, No Existe, Coem Damo, Suzuki & 
Jelly Planet. 20,- pro Tag oder 50,- für alle drei 
Tage, Infos unter: 0208-8597807

Zentrum Altenberg, 19h

Samstag, 13. Oktober

Friedensdemo in Berlin 
Bustickets im ASta und Kino Bhf. Langendreer

13.00  Brandenburger Tor und Rotes Rathaus

Sonntag, 14. Oktober

Großes Frühstück des AZ-Plenums
Ein Antirassistisches Zentrum muss nach wie 
vor her! Wie, wird hier besprochen.

13.00 Uhr, Bhf. Langendreer, Eingang: Kino-
Café Endstation, Raum 6

Montag, 15. Oktober

Öffentliche Redaktionssitzung 
von bo-alternativ.de
19.45 Uhr, Bahnhof Langendreer, Eingang 
Kino-Café Endstation

Dienstag, 16. Oktober

Poldi
Film: Slow Motion.
Film über die letzten Castortransporte nach 
Gorleben, mit anschließender  Diskussion

20 Uhr, Kulturcafé, RUB

… fortgesetzt von Seite 1

Schon wieder Krieg

Martin. Von den Juden und ihren Lügen, zit. 
nach Woeldike, Schatz, S. 17). Während also 
die Deutschen ehrlich ihrer Arbeit nachgin-
gen, labten sich die Juden, diesen Vorstellun-
gen nach, an der Arbeit anderer, um sich 
den Freuden des Lebens zuzuwenden. Hierbei 
wurde bei Luther – im Gegensatz zum Cal-
vinismus und dem Puritanismus – zwar die 
körperliche Arbeit aufgewertet, 
nicht aber das Geld oder 
der Handel.

Die AutorInnen 
beschreiben hier-
nach, wie sich 
diese Ausgren-
zung der Juden 
in der Auf-
klärung und 
der Romantik 
immer weiter 
fortsetzte. Mit 
der zunehmen-
den Kapitalisie-
rung und 
Ökonomisierung der 
Gesellschaft ging auch 
ein zunehmender Zwang 
zur Arbeit einher. Es kam zu 
einer Verschleierung der gesellschaft-
lichen Verhältnisse durch die sich etablie-
rende Warenproduktion, in der die Dinge 
nicht mehr für den direkten Gebrauch, son-
dern für anonyme Märkte produziert wurden. 

„Erschien in der am Markt angebotenen Ware 
die besondere Form der Verausgabung von 
Arbeitskraft und der Gebrauchswert noch ver-
mittelt, so erschien der Wert des Geldes nur 
noch als imaginär und zufällig. So wird im 
Juden das Abstrakte personifi ziert: Wucherer 

und Jude wurden in 
eins gesetzt. Es war der 
Versuch, das abstrakte 
Prinzip des Tausches 
zu konkretisieren, um 
es dadurch bannen zu 
können“ (Woeldike, 
Schatz;  S. 33). Diese Vor-
gänge führten somit 
zu der Dichotomie zwi-
schen einer (positiv 
besetzten, deutschen) 
schaffenden Arbeit und 
einer (negativ 
besetzten, jüdischen) 
Nicht-Arbeit. Hieraus 
entstanden dann solch 
folgenreiche Verschwö-
rungsformeln wie die 
vom „raffenden Welt-
fi nanzjudentum“ u.ä. 
Einen besonders auf-
schlussreichen Exkurs 

bieten die AutorInnen, 
indem sie auch aufzeigen, 
wie sich diese Aufspaltung 
zu mindest zum Teil auch 
in der (sozialistischen) deut-
schen Arbeiterbewegung voll-
zog und diese somit latent 
antisemitisch war.

Im weiteren beschreiben 
Schatz und Woeldike 

dann, wie sich aus 
dieser beschriebe-

nen Projektion 
der spezifi sche 
Arbeitsbegriff 
der Nazis ent-
wickelte und 
sich die Deut-
schen in der 
Folge zur 
Volksgemein-
schaft ein-

s c h w ö r e n 
kon nten, in 

welche sich die 
„parasitären“ Juden 

h i n e i n g e p f l a n z t 
hatten, um sie von innen 

heraus zu zerstören.

… bis heute

Zum Schluss ihres Buches 
beschreiben Woeldike und 
Schatz noch die Verhältnisse 
in Deutschland nach 1945. 
Hierbei gehen sie besonders 
auf den latenten und nach 
Auschwitz gebrochenen Anti-
semitismus, wie er sich bei-
spielsweise in Diskussionen 
um Sozialschmarotzer, Fau-
lenzer u.ä. zeigt ein. Der 
einzige Schwachpunkt dieser 
ansonsten sehr lesenswerten 
Studie ist allerdings, dass die 
AutorInnen nur wenig auf 
die Situation in der heutigen 
Linken eingehen. Die Kritik 
am Kapitalismus, die sich bei 
einigen Gruppierungen nur 
auf eine Kritik an Börsenkapi-
tal und bösen ‚global players‘ 
beschränkt, wird in ihrem 
Antisemitisus nicht berück-
sichtigt. Trotzdem ist dieses 
Buch sehr empfehlenswert.

wc
Freiheit und Wahn deut-
scher Arbeit/ Holger Schatz, 
Andrea Woeldike. Hamburg/
Münster: Unrast Verlag 2001

Studie über Antisemitismus in Deutschland

Deutscher Arbeitswahn
Antisemitismus verrät uns nichts über die Juden, 

aber eine Menge über die Kultur, die sie her-
vorbringt“, denn der Antisemitismus liefert mit-

nichten eine „Antwort auf objektiv bewertetes jüdisches 
Handeln … der Antisemitismus speist sich aus kulturel-
len Quellen, die unabhängig von Wesen und Handlung 
der Juden sind,“ so formulierte es Daniel Goldhagen 
(Goldhagen, Daniel. Hitlers willige Vollstrecker. Mün-
chen 1996. S. 59). Die vor kurzem erschienene Studie 
Freiheit und Wahn deutscher Arbeit  von Holger Schatz 
und Andrea Woeldike versucht, die historische Genese 
des Antisemitismus in Deutschland, die in der Vernich-
tung von Millionen Juden im Nationalsozialismus gip-
felte, nachzuzeichnen und beschreibt darüber hinaus, 
wie wirkungsmächtig der Antisemitismus auch heute 
noch in Deutschland ist.

Den AutorInnen geht es dabei zunächst einmal darum, zu 
zeigen, dass zum einen die Deutschen dem Nationalsozia-
lismus nicht trotz dessen Antisemitismus sondern auch 
aufgrund desselben zustimmten. Denn „die Zustimmung 
zum nationalsozialistischen Wirtschaftskonzept (beinhal-
tet) eine Zustimmung zu einem ganz bestimmten Kon-
zept von ‚Arbeit‘ und ‚Volk‘, … das längst vor dem Dritten 
Reich immanent antisemitisch gewesen ist“ (aus dem Vor-
wort, S. 7f.). Andererseits legen sie dar, dass Antisemitis-
mus keine „Erfi ndung“ der NationalsozialistInnen war, 
sondern sie zeichnen die Entwicklung des Begriffs der spe-
zifi sch ‚deutschen‘ Arbeit, der sich besonders seit Mitte 
des 19. Jahrhunderts etablieren konnte, seit der Refor-
mation und den Schriften besonders von Martin Luther 
nach.

Von Luther …

Schon Luther beschrieb die Juden früh als Schmarotzer, 
denn sie „faulenzen, pompen und braten Birnen, fressen, 
sauffen, leben sanft und wohl von unserem erarbeiteten 
Gut … sind also unsere Herren, wir ihre Knechte.“ (Luther, 

Der Ansatz, Schlimmeres sei zu verhüten, ver-
blasst vor der Tatsache, dass der Angriff spon-
tan weitere Kreise zieht: Pakistan steht vor 
der Zerreißprobe und droht in einem Bürger-
krieg unterzugehen. Die Konsequenz wäre fol-
gerichtig, Pakistan am Rande mitzuzerlegen, 
bevor die Muftis an die Atombombe rankom-
men. Trotz aller Bauernschläue kann man 
den beteiligten Komiss-Köppen kaum die 
instrumentelle Vernunft abspre-
chen, diesen „worst case“ 
nicht in die Rechnung 
einzubeziehen.

Auch das iraki-
sche Regime mel-
dete sich 
innerhalb der 
ersten Stunden 
des Krieges ein-
deutig ableh-
nend zu Wort, 
was ebenfalls 
militärisch ein-
zuplanen ist.

Zu hinterfra-
gen ist auch das 
Motiv der Rache, die 
nach dreiwöchigem 
Medien-Terror fast als eine 
Selbstverständlichkeit „zu voll-
ziehen“ ist. Psychologisch betrachtet 
ist sie unter der Einschränkung zu analysie-
ren, dass ein Opfer so viel beachtet und auch 
in dem Maße gerächt werden „muss“, wie es 
als wirtschaftlicher Verlust mit den nebst ihm 
zu Staub zerfallenen Gebäuden und damit in 
Tonnen Bauschutt auszudrückenden Zahlen 
(Aktiensturz und Verzugszinsen incl.) wahrge-
nommen und schlussendlich aufrechenbar ist. 

Demzufolge sind 5000 bis 6000 Opfer auf der einen 
Seite mit etwa 5 bis 6 Millionen Opfern auf der 
anderen Seite aufzuwiegen, womit wir uns in der 
Nähe einer religiösen Auffassung befi nden, die Chri-
stenköppe, Zwirbelhaar- und Vollbartträger, sowie 
alle von vorherrschenden monotheistisch tradier-
ten Gewaltvorstellungen Infi zierten jeglicher abend-
ländischer Kultur verstehen können: „Mein ist die 
Rache, spricht der Herr, und sie währet ewiglich!“

Nationalstaatsfl aggenproduktion

Ökonomisch gesehen macht der 
ganze Quatsch wenig Sinn. In Afgha-

nistan gibt’s keine Konkurrenten 
vom Weltmarkt zu schubsen und 
auch sonst nix Lohnenswertes 
zu holen, sieht man davon ab, 
dass eine Militärbasis in der 
Region Garant für Einfl üsse 
auf Erdölvorkommen ist und 
auch die nationalstaatsfl aggen-
produzierende Industrielobby 

weltweit einen Aufschwung zu 
erwarten hat: Diese ist nämlich 

eng mit dem Textilgewerbe ver-
fl ochten, welches es gar nicht gerne 

sieht, dass wertvolles und für die 
Nationalstaatsflaggengarnproduktion 

unabdingbares Ackerland für den Anbau 
von Rauschmitteln missbraucht werden, worauf 

– und hier schließt sich der Kreis – die CIA ein 
Monopol besitzt, wie man seit der Iran/Contra-
Affäre weiß. (Abgesehen davon, dass die Flaggenin-
dustrie profanerweise frische, unverbrauchte Staaten 
und Regime mit Kuss hand begrüßt; und was hat 
das Internationale Olympische Komitee eigentlich 
damit zu tun?).

Am verschwörungstheoretischen Kaffeesatzlesen 

in der Frage, warum dieser Krieg letzt-
lich geführt wird, möchte ich mich 
nicht weiter beteiligen, geschweige 
denn habe ich eine adäquatere Ein-
schätzung parat als die von Ch. Hesse 
anlässlich des Kosovo-Krieges geäu-
ßerte, dass auch „der nächste Krieg 
unter moralischen Vorzeichen geführt 
wird“.

Denn mindestens wird die Kate-
gorie „Gut gegen Unzivilisiert“ aufge-
macht. Und dies leuchtet im konkreten 
Falle auch ein: Jeder Krieg wird 
moralisch geführt. Die amerikanische 
Bischofskonferenz (oberste Repräsen-
tanz einer christlichen Bewegung) hat 
vor zwei Wochen prophylaktisch allen 
Verantwortlichen Absolution erteilt.

Außerdem ist das Gegenteil von 
zivilisiert - wie mein Lateinlehrer weiß - 
barbarisch, im Wortsinne also „bärtig“, 
was auf jeden Taliban-Muffkopp ein-
deutig zutrifft. Wer will da noch wider-
sprechen?

Als „Mahnung zur Besonnenheit“ 
zitiere ich im Kampf gegen Alzheimer 
und sonstiges Vergessen abschließend 
an die Adresse Otto Schilys und Joseph 
Fischers bezüglich der innenpolitischen 
Entwicklung, die sie „in Folge der 
schrecklichen Attentate, die uns alle 
betroffen machen“, forcieren. Richtig 
muss es heißen: „Nie wieder Faschis-
mus, nie wieder Krieg!“ Das Komma in 
diesem Teil des Schwurs der Kämpfer 
des KZ Buchenwald, welche sich selbst 
befreit haben, und aller anderen KZ-
Überlebenden steht für „und“, nicht 
für „oder“.

Jørch Schønewerk

::bszbsztermine
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– Mensa-Plan für die Woche vom 15. bis 19. September –

        GROSSE MENSA      KLEINE MENSA
  MITTWOCH, 10.10.

  DONNERSTAG, 11.10.

  FREITAG, 12.10.

  MONTAG, 15.10.

  DIENSTAG, 16.10.

Unser
Standard

Bitte nutzen Sie das Ange-
bot unserer Nudeltheke / 
Salatbar

Bitte nutzen Sie das Ange-
bot unserer Nudeltheke / 
Salatbar

Bitte nutzen Sie das Ange-
bot unserer Nudeltheke / 
Salatbar

(S) Schlemmerhacksteak
mit einer Bratensauce,  dazu 
Bratkartoffeln und Champi-
gnons a la creme 

(S) Schweineschulterbraten  
mit einer Bratensauce, 
dazu Kartoffelklöße und 
Apfelrotkohl 

Die
Alternative

Puten „Cordon bleu“ 
mit einer Tomatensauce, 
dazu grüne Nudeln und ein 
Salat 

Hähnchenbrustfi let im 
Knuspermantel   
Gefl ügelsauce, Bratkartof-
feln, Pariser Karottenge 

Paniertes Schollenfi let       
mit einer Remouladensauce, 
dazu Kartoffelsalat und 
ein Salat 

Putenspieß 
mit einer Pusztasauce, dazu 
Spaghettini und ein Salat       

Putenschnitzel, paniert 
mit Tomaten und Käse über-
backen, Tomaten-Sauce, 
grüne Nudeln und Salat 

Die „Grüne“ 
Küche

Eieromelette, natur 
dazu eine helle Champi-
gnon-Rahmsauce, Dampf-
kartoffeln und Rahmspinat  

Tofusteak  
mit einer Asiasauce, 
dazu Vollkornspaghetti und 
ein bunter Rohkost-Mix

Bami-Medaillon     
mit einer Hosinsauce, 
dazu Vollkornnudeln und ein 
Asiagemüse 

Tofusteak    
mit einer Roggensauce, 
dazu Vollkornreis und ein 
Erbsengemüse

Kartoffeltasche, gefüllt
mit  Frischkäse, dazu eine 
Sonnenblumenkernsauce, 
Vollkornreis und Blattspinat    

„West-
side“

(S) Schweineschnitzel
gebraten mit Tomaten und 
Käse überbacken, Tomaten-
sauce, Pommes und Salat

Heringsstipp 
in Gurken-Apfel-
Rahm  sauce, dazu Röstkar-
toffeln und ein Salat

Gebratenes Gefl ügelsteak   
mit einer Paprika-Rahm-
sauce, dazu Rösti und ein 
Erbsengemüse

(S) Schweineschnitzel 
„Cordon bleu“  
mit einer Bratensauce, dazu 
Erbsengemüse und Pommes    

Geschnetzeltes Gefl ügel     
in Champignonrahmsauce, 
dazu Kartoffelrösti und 
Salatbeilage

„East-
side“

Bitte nutzen Sie
das Angebot

unserer Nudeltheke

Bitte nutzen Sie
das Angebot

unserer Nudeltheke

Bitte nutzen Sie
das Angebot

unserer Nudeltheke

Bitte nutzen Sie
das Angebot

unserer Nudeltheke

Bitte nutzen Sie
das Angebot

unserer Nudeltheke

Nach den Anschlägen von 
New York kennt der Sicher-
heitswahn in Deutschland 

keine Grenzen mehr. Bisher nicht 
Gewagtes soll jetzt endlich 
durchgesetzt werden; Ideen das 
Asyl- und Ausländerrecht weiter 
zu verschärfen gibt es genug: 
unbeschränkter Datenzugriff der 
Polizei, Fingerabdruck im Pass, 
bundesweite Rasterfahndung, Ver-
schärfung des AusländerIn-
nenrechts, Regelanfrage beim 
Verfassungsschutz für Zuwandere-
rInnen. Gründe genug für 1500 
Menschen am 3. Oktober in Büren 
gegen den dortigen Abschiebe-
knast zu demonstrieren und sich 
für die Abschaffung aller rassisti-
schen Sondergesetze einzusetzen. 

In Büren steht mit 560 Haftplätzen 
einer der größten Abschiebeknäste 
Westeuropas. Seit der faktischen 
Abschaffung des Asylrechts von 
1993 ist es für Flüchtlinge kaum 
noch möglich in Deutschland ein 
Bleiberecht zu bekommen, d.h. sie 
werden gegangen oder gleich in 
ihre Herkunftsländer abgeschoben; 
was die Deportierten, die meist 
vor Bürgerkrieg, Armut, Folter und 
Mord gefl ohen sind, nach ihrer 
Abschiebung erwartet, interessiert 
die Behörden nicht. Um eine 
Abschiebung sicherzustellen 
werden viele Flüchtlinge in spe-
zielle Abschiebeknäste eingesperrt.  
Nach §57 des Ausländergesetzes 
werden Flüchtlinge in Abschiebe-
haft genommen, wenn sie versucht 
haben, sich ihrer Abschiebung zu 
entziehen oder der „begründete 
Verdacht“ dazu besteht. Solch ein 
Verdacht besteht z.B. dann, wenn 
bestimmte Fristen oder Termine 
nicht eingehalten werden oder 
Flüchtlinge keine gültigen Papiere 
besitzen. Die Entscheidung liegt 
im Ermessen des Ausländeramtes, 
genauer des/der jeweiligen Beam-
tIn. In der Praxis werden die 

gesetzlichen Regelungen, die schon 
rassistisch genug sind, oft genug 
umgangen, so dass es beispiels-
weise vorkommt, dass ein Flücht-
ling während eines regulären 
Termins beim Ausländeramt von 
der Polizei verhaftet wird. Auch 
die höchstens 18 Monate Haftzeit 
werden häufi g überschritten.

Idyllisches Büren

Anfang der 90er Jahre wurden die 
in Büren lebenden Menschen vor 
die Wahl gestellt, sich zwischen 
einer Unterkunft für Flüchtlinge 
und dem Abschiebeknast zu ent-
scheiden. Sie entschieden sich mit 
großer Mehrheit für den Knast. 
Fernab von jeder Öffentlichkeit, 
nur mit eigenem PKW zu erreichen, 
dafür aber ausgestattet mit neuester 
Sicherheitstechnologie und umge-
ben von einer 6m hohen Beton-
mauer befi ndet sich der Knast etwa 
8km von Büren entfernt mitten im 
Wald. Das war und ist den meisten 
EinwohnerInnen lieber, als dass 
sich Flüchtlinge in ihrem schönen 
Dorf aufhalten. Auch während der 
diesjährigen Demonstration zeig-
ten sie deutlich, dass sie in ihrer 
rassistischen Kleinstadtidylle nicht 
gestört werden wollen – nicht 
einmal Flugblätter wurden ange-
nommen, dafür Deutschlandparo-
len gebrüllt.

System Abschiebeknast

Das Internieren von Menschen 
in Abschiebeknästen ist nur der 
Gipfel der rassistischen Sonderge-
setzgebung in der BRD, die immer 
wieder zum Tod von Flüchtlingen 
führt. Aus Angst vor der drohen-
den Abschiebung haben sich seit 
1993 mindestens 45 Menschen in 
Abschiebehaft das Leben genom-
men, zwei davon in Büren. Der 
Alltag im Bürener Knast besteht 
aus 13-22 Std. Einschluss in den 

Bundesweite Demo gegen den Abschiebeknast 
in Büren

Offenes Deutschland
Was genau zeichnet eigentlich eine gute Wohn-

lage aus? Sicherlich ein ausschlaggebender 

Grund ist doch die Nähe zu einer Bude, auch 

Trinkhalle oder Durst-Shop genannt. Oder – noch besser 

– zu einer 24-Stunden-Tanke, wer weiß, was nach Ver-

streichen der öffentlichen Ladenschlusszeiten noch so 

alles von Nöten sein könnte, z.B. ein leckerer Mars-Scho-

koriegel in Getränkeform! Oben angeführte Infrastruk-

tur ist in Bielefeld jedoch leider nicht existent, also 

Entwicklung eines Alternativplans:

Plan B: Wohnung in Uninähe. Könnte man in Bielefeld 

zwar versuchen, doch spätestens dann ist der schönen 

Welt des Konsums zu entsagen. Dort ist nicht mal zu 

den regulären Öffnungszeiten das gewünschte Produkt zu 

erstehen, weil um die Uni herum einfach nichts ist (außer 

Parkhaus 2, in dem aus politischen Gründen das Parken 

vermieden werden sollte). Eine sehr geringe Chance hat 

man vielleicht noch in der Uni-Wandelhalle. Alternative:

Plan C tritt in Kraft: Wohnung mitten im Kneipenvier-

tel. Hier gibt’s zwar kein Mars zum Trinken, aber andere 

Sachen. Wie zu erwarten, ist aber nicht mal das eine rich-

tige Alternative, es sei denn, man erträgt es, in der Zeit 

von 1 Uhr nachts bis zur Öffnung der Geschäfte dem 

Konsum abzuschwören. 

Der beste Plan ist es aber wahrscheinlich, einen Mars-

drink-Vorrat aus besser infrastrukturierten Gebieten zu 

importieren und nicht länger als eine Nacht in Bielefeld 

zu verweilen – die Zeit sollte ausreichen, um sich der Exi-

stenz Bielefelds zu versichern. Hierfür bietet sich dann 

übrigens eine Übernachtung im Jugengästehaus an – 

immerhin ein offi zielles Expo-Projekt!

studiert bloß nicht in …

Bielefeld
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Zellen. Nur wenige Gefan-
gene haben das „Privileg“, für 
einen Stundenlohn von DM 
1,25 Kabel zu binden oder 
eintüten zu dürfen. Die mei-
sten Gefangenen sind völlig 
mittellos. Den Kontakt zu 
Familie und FreundInnen zu 
halten, gestaltet sich schwie-
rig. Den Gefangenen ist es 
zwar erlaubt zu telefonieren 
und Besuch zu empfangen, 
aber allein die Lage des 
Knastes ist für viele 
Besuchswillige ein nicht zu 
überwindendes Hindernis. 
Dazu kommt ein im Knast eta-
bliertes Bestrafungs system, 
das vom Entzug von Büchern, 
Radio/TV und Freizeitgegen-
ständen über Sperre von 
Freizeit, Arbeit (wenn vor-
handen) und von Besuchen 
bis zu verschärftem Arrest 
reicht. Dieser Arrest im Knast 
bedeutet: bis zu vier Wochen 
Leben in totaler Isolation, 
kein Kontakt zur Außenwelt 
oder zu Mithäftlingen, kein 
Radio/Fernsehen, keine 
Bücher, nichts. Eine Stunde 
Hofgang allein als einzige 
Abwechslung. 1994 wurde 
bekannt, dass Häftlinge mit 
der „Schaukelfesselung“ gefol-
tert wurden, d.h. Fesselung 
der Hände und Beine auf 
den Rücken; diese Misshand-
lung wird nach Protesten 
inzwischen nicht mehr ange-
wandt. 

Power durch die
 Mauer... 

Seit der Knast 1994 eröffnet 
wurde gibt es verschiedene 
Formen von Widerstand. 
1994 und ’95 kam es sogar 
zu Häftlingsrevolten. Die 
Gefangenen protestierten u.a. 
gegen die schlechten Haft-

bedingungen und die unge-
nügende Betreuung.  Die 
Hilfe von Außen wird im 
wesentlichen getragen vom 
Verein „Hilfe für Menschen 
in Abschiebehaft Büren e.V.“. 
Dieser war es auch, der die 
ersten Demos organisierte. 
1998 machte die „Karawane 
für die Rechte der Migran-
tInnen und Flüchtlinge“ in 
Büren Station. Die dies-
jährige Demo wurde von 
einem breiten Bündnis anti-
rassistischer und 
antifaschis tischer Gruppen 
getragen. Zusätzlich zu den 
jährlichen Demonstrationen 
fi nden immer wieder Mahn-
wachen und Protestkund-
gebungen in Büren und 
Paderborn statt, so z.B. zum 
Todestag von Rashid Sbaai, 
der am 30. August 1999 in 
der Arrestzelle des Knastes 
ums Leben kam, oder bei 
der Abschiebung des Aache-
ner Friedenspreisträgers und 
Sprechers des Wanderkirche-
nasyls NRW, Hüseyin Calhan, 
in die Türkei. „Der Kampf 
für eine humanere Gesell-
schaft und gegen Rassismus 
aller Art wird weitergehen. 
Wir werden weitermachen, 
bis alle Gefangenen frei und 
der Knast dicht ist. Der 
Abschiebeknast ist eine Insti-
tution, die sich mit unserem 
Verständnis von Menschen-
rechten und Demokratie 
nicht verträgt. Die Repres-
sionen gegen Flüchtlinge in 
Deutschland fi nden hier 
ihren grausamen Höhepunkt. 
Die zahlreichen Opfer des 
institutionellen Rassismus 
sind eine Mahnung für die 
Ungerechtigkeit und Bruta-
lität bundesdeutscher Asyl-
politik.“ (Aus dem 
Demo-Aufruf).

am
Jetzt ist hier noch massenweise Platz mehr zu schreiben; allein: 

Bielefeld gibt’s nicht her. Sorry.


